
1 . Strafprozeßordnung - StPO

(Gem. Ziff. II.3. [3. Strich] der Beweisrichtlinie des 
Plenums des OG [abgedr. als Anm. 1. nach §190 
StPO] hat das Gericht, wenn es diese Feststellung 
nach Eingang der Anklageschrift trifft, die Rückga­
be der Sache an den Staatsanwalt zu beschließen.) 
„3. Sachverständigengutachten sind bei den Leitern 
der staatlichen Einrichtungen anzufordern, die 
psychiatrische bzw. psychologische Gutachten er­
statten .
Bei der Anforderung von psychiatrischen bzw. psy­
chologischen Gutachten haben die Gerichte exakt zu 
bestimmen,
- aus welchen tatsächlichen Umständen sich Zwei­

fel an der Zurechnungsfähigkeit bzw. Schuldfä­
higkeit des Angeklagten ergeben;

- von welchem Sachverhalt.der Sachverständige 
auszugehen hat. Soweit auf Grund der Sachlage 
erforderlich, sind ihm dazu verschiedene Varian­
ten zu nennen bzw. sich nach der Gutachtenan-, 
forderung ergebende neue Gesichtspunkte, die 
für die Begutachtung wesentlich sind, mitzutei­
len;

- welche konkreten Fragen vom Sachverständigen 
zur Entscheidungsfähigkeit (§§ 15, 16. 66 StGB) 
zu beantworten sind. Fragen, die nur vom Ge­
richt zu beantworten sind, z. B. zum Vorliegen 
von Tatbestandsmerkmalen im Sinne der §§ 14. 
113 Abs. 1 Ziff. 3, 65 StGB, zur Schuldbewer­
tung, zur Strafzumessung, dürfen dem Sachver­
ständigen nicht gestellt werden.

Anforderungen an die Gestaltung 
psychiatrischer und psychologischer 
Sachverständigengutachten
11. Die Gerichte haben bei ihrer Zusammenarbeit 
mit den Sachverständigen darauf hinzuwirken, daß 
die psychiatrischen und psychologischen Gutachten 
den an ein strafprozessuales Beweismittel zu stellen­
den Anforderungen gerecht werden.
Die Gutachten müssen inhaltlich so gestaltet sein, 
daß die Gerichte durch sie in die Lage versetzt wer­
den. die Begründetheit der getroffenen Feststellun­
gen zu prüfen. Zu diesem Zweck sollen sich die Gut­
achten auf das Wesentliche konzentrieren und in ra­
tioneller Form die zur Beurteilung der Zurechnungs- 
bzw. Schuldfähigkeit des Angeklagten durch das Ge­
richt notwendigen Kenntnisse vermitteln.
Insgesamt muß das Gutachten die wesentlichen Be­
weistatsachen übersichtlich und geordnet darstellcn 
und deutlich machen, von welchem Sachverhalt der 
Sachverständige ausgegangen ist und wie er zu den 
getroffenen Feststellungen gelangt ist. Das Gutach­
ten muß für Richter und Schöffen, für Vertreter der 
Kollektive und andere Verfahrensbeteiligte ver­
ständlich sein.
Soweit auf Grund des Sachverhalts, von dem der 
Sachverständige ausgeht, verschiedene Varianten

möglich sind, muß das Gutachten die notwendigen 
Alternativlösungen enthalten.
Angewandte Untersuchungsmethoden und -verfah­
ren sowie ihre wesentlichen Ergebnisse, die die gut­
achterlichen Feststellungen begründen, sind auszu­
weisen. Eine ausführliche Abhandlung fachspezifi­
scher Details. Wiedergaben von Literaturzitaten oh­
ne Beziehung zur Fragestellung des Gerichts und 
Wiederholungen des Akteninhalts sind zu vermei­
den. Andererseits genügt die bloße Zusammenfas­
sung der Untersuchungsergebnisse nicht den Anfor­
derungen, die an ein Sachverständigengutachten zu 
stellen sind. Es muß auch hervorgehoben werden, zu 
welchen Fragen noch Zweifel bestehen oder keine 
zuverlässigen Aussagen getroffen werden können. 
Dem Sachverständigen ist in der Regel auch aufzuge­
ben. sich zur medizinisch begründeten Einweisung 
des Angeklagten in ein psychiatrisches Krankenhaus 
(§§ 15 Abs. 2. 16 Abs. 3 StGB) oder zur Heilbehand­
lung (§27 Abs. 1 StGB) zu äußern bzw. Vorschläge 
zur Gestaltung der Erziehungs- und Lebensverhält­
nisse eines jugendlichen Angeklagten zu unterbrei­
ten (§ 74 StPO)."
Der PrBOG über die Voraussetzungen für die Bei­
ziehung von forensischen Gutachten zur Prüfung der 
Zurechnungsfähigkeit (§§ 15. 16 StGB) und der 
Schuldfähigkeit (§ 66 StGB) von Tätern ist weiterhin, 
auszugsw. als Vorbem. zu § 38 und als Anm. zu §74 
abgedr.
3. Vgl. ferner Ziff.'3. der Gemeinsamen Anw. zur 
höheren Wirksamkeit des Strafverfahrens (abgedr. 
als Anm. 2. nach § 101 StPO und Vorbem. 4. zu § 38 
StPO).
4. Zur Auswahl von Sachverständigen und zu den 
Anforderungen an Gutachten in Verfahren auf dem 
Gebiet des Gesundheits-, Arbeits- und Brandschut­
zes vgl. Ziff. 12. des PrBOG vom 13.9. 1978 (N.I 
1978 H. 10 S. 449).
5. Zum Ausschluß von Sachverständigen vgl. auch 
Ziff. III.4. der Beweisrichtlinie des Plenums des OG 
(abgedr. als Anm. 1. nach § 199 StPO).

§ 40
Wahrheitspflicht
(f) Der Sachverständige ist verpflichtet, sein Gut­
achten gewissenhaft und wahrheitsgemäß zu erstat­
ten.
(2) Vor der Erstattung des Gutachtens ist der Sach­
verständige auf seine Pflichten hinzuweisen und über 
die strafrechtlichen Folgen eines vorsätzlich falschen 
oder unvollständigen Gutachtens zu belehren.

Anmerkung: Vgl. Ziff. 6. des PrBOG vom 7. 2. 1973 
zur Arbeitsweise bei der Einholung und Prüfung psy­
chiatrischer und psychologischer Gutachten (NJ 
1973 H. 6 Beil. 2/73 und OG-Inf. 5/1986 S. 38ff.). Sic 
lautet:
„6. Der Sachverständige ist bereits mit der Anforde-
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